
 

 

Markt Dießen am Ammersee 
Luftkurort 

Beglaubigter Auszug  
 
aus der Niederschrift über die Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 
13.12.2021 
 
Die Behandlung des Tagesordnungspunktes war öffentlich. 
Alle Mitglieder waren ordnungsgemäß geladen, Beschlussfähigkeit war gegeben. 
 
 
3. 2. Änderung des Flächennutzungsplans für die Grundstücke FlNrn. 160, 161 Gem. 

Dettenschwang; Behandlung der im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden eingegangenen Stellungnahmen sowie Billigungs- und Ausle-
gungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
 
Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung am 20.01.2020 die 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans für die Ausweisung einer Sondergebietsfläche mit der Zweckbestimmung „Photovol-
taik“ beschlossen. Diese FNP-Änderung ist im Zusammenhang mit der Aufstellung eines vorha-
benbezogenen Bebauungsplans für die Errichtung einer Freiflächenphotovoltaikanlage auf den 
Grundstücken FlNrn. 160 und 161 Gem. Dettenschwang erforderlich. 
Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Dießen IV f – Solarpark Dettenschwang 
Nord wurde durch den Bau- und Umweltausschuss am 09.12.2019 gefasst. Die beiden Bauleit-
planverfahren werden parallel durchgeführt. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) zur FNP-Änderung sowie zur 
BP-Aufstellung wurde nach fristgerechter Bekanntmachung am 19.08.2021 in der Zeit vom 
30.08.2021 bis einschl. 04.10.2021 im Wege der öffentlichen Auslegung durchgeführt. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 
BauGB) erfolgte gleichzeitig mit Schreiben vom 24.08.2021 unter Fristsetzung bis zum 
04.10.2021. 
 
Die eingegangenen Stellungnahmen wurden ausgewertet und sind nachfolgend abgedruckt und 
mit entsprechenden Abwägungsvorschlägen dargestellt: 
 
1. Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Die Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden (nachfolgend kurz „TöB“ genannt) wur-
den gemäß BauGB am Verfahren beteiligt.  

1.1 TöB ohne Stellungnahme 
 
Folgende Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben: 
Ammerseewerke gkU 
Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Landsberg am Lech 
Amt für ländliche Entwicklung Oberbayern 
Bayer. Landesamt für Denkmalpflege  
Dt. Telekom AG Niederlassung WM 



Energienetze Bayern GmbH & Co. KG 
Industrie und Handelskammer für München und Oberbayern 
Kreisbrandinspektion (Kreisbrandrat) 
Kreisheimatpflegerin, Fr. Dr. Weißhaar-Kiem 
Landratsamt Landsberg am Lech – Straßenbauverwaltung – 
Regierung von Oberbayern – Brand -und Katastrophenschutz 
Regierung von Oberbayern – Bergamt Südbayern 
Regierung von Oberbayern – Luftamt Südbayern 
Regionaler Planungsverband München 
Verwaltungsgemeinschaft Reichling 
Wasserwerk Dießen 
 
Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Es wird festgestellt, 
dass von obigen Trägern öffentlicher Belange keine Stellungnahmen eingegangen sind. Es wird 
davon ausgegangen, dass die wahrzunehmenden Belange dieser TöB durch die Planungen 
nicht berührt werden bzw. die Belange bereits ausreichend berücksichtigt wurden. 
 
 

1.2 TöB ohne Bedenken und Einwände: 

 
1.2.1 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-

wehr, mit Schreiben vom 25.08.2021: 
 



 



 
1.2.2 Bayernwerk Netz GmbH, mit Schreiben vom 04.10.2021: 
 

 



 
1.2.3 Handwerkskammer für München und Oberbayern, mit Schreiben vom 04.10.2021: 

 

Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss nimmt die Stellungnahmen der Bundeswehr (Ziff. 1.2.1), der 
Bayernwerk Netz GmbH (Ziff. 1.2.2) und der Handwerkskammer für München und Oberbayern 
(Ziff. 1.2.3) zur Kenntnis. Eine Anpassung des Bauleitplanes ist nicht erforderlich.  
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 



1.3 Zu behandelnde Stellungnahmen: 

 
1.3.1 Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, mit Schreiben vom 

15.09.2021: 

 
 
Beschluss: 
Die Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die Abwägung ein-
gestellt.  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass es keine Einwände bezüglich der Änderung des Flä-
chennutzungsplans seitens der Unteren Naturschutzbehörde gibt. Die Abwägung der Stellung-



nahme zur Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, zum Maßnahmenkonzept, zum artenschutzrechtli-
chen Fachteil sowie zum Ausführungs- und Beweidungskonzept erfolgt auf Ebene des Bebau-
ungsplans. 
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 



1.3.2 Landratsamt Landsberg am Lech, Abfall-/Bodenschutzbehörde, mit Schreiben 
vom 30.09.2020 

 

 

 



 

 

Beschluss: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Plangebiet keine Altlastenverdachtsflächen erfasst 
sind. 
 
Der in der Stellungnahme formulierte Text zur Informationspflicht gem. Art. 1 Bayerisches Bo-
denschutzgesetz und die gegebenenfalls notwendige Unterbrechung der Arbeiten bei Auftreten 
von Auffälligkeiten des Bodens, ist in der Begründung unter Punkt 3.5 Altlasten zu ergänzen. 



 
Die in der Stellungnahme genannten abfall- und bodenschutzrechtlichen Anforderungen werden 
zur Kenntnis genommen. Für das geplante Vorhaben sind keine Geländeabgrabungen oder 
Aufschüttungen vorgesehen. Dennoch sind diese Hinweise unter Punkt 3.5 Altlasten aufzuneh-
men.  
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde an der Planung fest. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 



1.3.3 Landratsamt Landsberg am Lech, Sachgebiet 62.3 Wasserwirtschaft, mit Schrei-
ben vom 05.10.2021 

 

 

Beschluss: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass bei Verwendung von flüssigen wassergefährdenden 
Kühl-, Schmier- oder Isoliermitteln eine Rückhalteeinrichtung gemäß § 18 Abs. 3 der Verord-
nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu versehen ist. Im 
Umweltbericht wird unter 2.1.1 Boden, Geologie, Wasser und Fläche (S. 12) bereits auf die 
AwSV verwiesen. 

Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 

Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 



1.3.4 Landratsamt Landsberg am Lech, Bauamt mit Schreiben vom 31.08.2021: 

 
 
 
Beschluss: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwendungen hervorgebracht werden. 
 
Die Regierung von Oberbayern/Höhere Landesplanungsbehörde hat ebenfalls eine Stellungab-
nahme abgegeben (siehe Ziff. 1.3.7). Diese wurde ebenfalls in die Abwägung eingestellt. 
 



Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 



1.3.5 Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, mit Schreiben 
vom 10.09.2021 

 

Beschluss: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Einwendungen hervorgebracht werden und keine 
Umstände bekannt sind, die im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detailierungsgrad 
einer Umweltprüfung relevant wären. 
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 

Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 



1.3.6 Bayerischer Bauernverband, mit Schreiben vom 13.09.2021 
 

 

Beschluss: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die möglicherweise vorhandenen Drai-
nagesysteme sollen durch das geplante Vorhaben nicht beeinträchtigt werden. Sollte es den-
noch zu Beschädigungen kommen, so sind diese durch den Vorhabenträger ordnungsgemäß 
und auf eigene Kosten wiederherzustellen. Ein entsprechender Textpassus wird in den Durch-
führungsvertrag mit aufgenommen. 
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde an der Planung fest. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 



1.3.7 Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, mit Schreiben vom 
17.09.2021 

 



 

Beschluss: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die Abwägung einge-
stellt.  
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben den Erfordernissen der Raumordnung 
grundsätzlich nicht entgegen spricht. 
Der Hinweis bezüglich der Rückbauverpflichtung wird zur Kenntnis genommen. Die Rückbau-
verpflichtung wird im Durchführungsvertrag zwischen dem Markt Dießen und dem Vorhabenträ-
ger vertraglich geregelt. 
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 



1.3.8 LEW Verteilernetz GmbH, mit Schreiben vom 01.10.2021: 
 

 



 
 
Beschluss: 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Der Schutzstreifen zu den beiden Freileitungen ist in der aktuellen Planung zu ergänzen.  
Die LEW Verteilnetz GmbH wird darauf hingewiesen, dass die von ihr zitierte DIN EN 50423-1 
(VDE 0210-10):2005 nicht mehr gültig ist.  
Für alle Freileitungen mit Nennspannungen (über1 kV) gilt die DIN EN 50341-1 (VDE 0210-
1):2013-11. Diese gültige Norm war und ist bereits Bestandteil dieser Bauleitplanung. Änderun-
gen an der Planung sind daher nicht nötig. 
Der Vorhabenträger hat sich rechtzeitig vor der Ausführung mit der LEW Verteilnetz GmbH in 
Verbindung zu setzen und die Details abzustimmen.  
 



Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 



1.3.9 AELF Fürstenfeldbruck, mit Schreiben vom 22.09.2021: 
 

 
 
Beschluss: 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass von Seiten des Amtes für Ernährung, Landwirtschaften 
und Forsten in Fürstenfeldbruck keine Einwände gegen das geplante Vorhaben vorgebracht 
werden. 
 
Der Vorhabenträger strebt die Beweidung durch einen lokalen Schäfer an, zum jetzigen Zeit-
punkt steht dieser allerdings noch nicht fest.  
 
Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 



Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 



 

1.3.10 Bund Naturschutz in Bayern e.V., mit Schreiben vom 02.10.2021 
 

 
 
Beschluss: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte wurden in die Abwägung einge-
stellt.  
Am 11.11.2021 fand zwischen der Unteren Naturschutzbehörde, dem Planungsbüro und dem 
Vorhabenträger eine Abstimmung. 
Die textlichen Festsetzungen wurden bezüglich des „auf den Stock setzen“ um folgenden Satz 
ergänzt: 
Dabei ist ein Abschnittsweiser (pro Jahr maximal 30%) Rückschnitt erstmals frühestens nach 10 
Jahren zulässig. 
Der Hinweis bezüglich, dass das Monitoring alle 5 Jahre verpflichtend sein soll, wird zur Kennt-
nis genommen. Die textlichen Festsetzungen wurden um folgenden Satz ergänzt: 
Die Zielerreichung ist gemäß Monitoring (siehe Umweltbericht Punkt 7.2) in Abstimmung mit der 
uNB zu überprüfen. 
Im Ergebnis hält die Gemeinde mit Verweis auf die Begründung des Bauleitplans an der Pla-
nung fest. 



 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 
 

2. Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB  
 
Die Öffentlichkeit wurde gemäß Baugesetzbuch am Verfahren beteiligt. Während der Ausle-
gungsfrist konnte jedermann Stellungnahmen zur Planung abgeben. Es wurden keine Stellung-
nahmen abgegeben.  
 
Beschluss: 
Es wird festgestellt, dass von Seiten der Öffentlichkeit keine Stellungnahmen eingegangen sind. 
Es wird davon ausgegangen, dass die wahrzunehmenden Belange der Öffentlichkeit durch die 
Planungen nicht berührt werden bzw. die Belange bereits ausreichend berücksichtigt wurden. 
 
Abstimmung: Ja 8 : Nein 0 

 
Beschluss: 
Der Bau- und Umweltausschuss nimmt Kenntnis von den im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit und der Behörden nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB eingegange-
nen Stellungnahmen und beschließt die Abwägungen zu den eingegangenen Stellungnahmen 
gemäß Anlage. Die Ergebnisse der Abwägung sind mit dem heutigen Datum als Fassungsda-
tum in die Planung einzuarbeiten. 
 
Die Verfahrensunterlagen werden mit den beschlossenen Änderungen gebilligt und zur öffentli-
chen Auslegung beschlossen. Das Verfahren ist gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB fort-
zuführen. 
 
Abstimmung:       Ja 8  Nein 0   
 
 
Die Richtigkeit und Vollständigkeit dieses Auszuges wird beglaubigt. 
 
Dießen am Ammersee, 20.12.2021 
 
 
 
Johanna Schäffert 
Bauamtsleiterin 
 
 
 
 


